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An den Herrn 
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ßetr.: öffentlich geförderte Eigentumsmaßnahmen im Woh- 
nungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier, Dr. Czaja, 
Dr. Burgbacher, Dr. Ritz, Biechele, Röhner und Genossen 
— Drucksache V/2967 — 


Namens der Bundesregierung nehme ich zu der Kleinen Anfrage 
wie folgt Stellung: 


1. Wie groß war im Jahr 1967 in den Ländern der prozentuale An- 
teil an öffentlich geförderten Eigentümerwohnungen in Fami- 
lienheimen und Mehrfamilienhäusern (einschließlich Wohnungs- 
eigentum) gegenüber dem Anteil an öffentlich geförderten Miet- 
wohnungen? 


Von den mit öffentlichen Mitteln geförderten Sozialwohnungen 
entfielen im Jahre 1967 23,6 v. H. (1966: 29,2 v. H.) auf Eigen- 
tümerwohnungen (einschließlich Wohnungseigentum) in Ein-, 
Zwei- und Mehrfamilienhäusern und 76,4 v. H. (1966: 70,8 v. H.) 
auf Mietwohnungen. Der Anteil der Eigentümerwohnungen hat 
in allen Bundesländern, von Schleswig-Holstein und vom Saar- 
land abgesehen, abgenommen. Von dem Rückgang der Eigen- 
tumsbildung im Wohnungsbau waren besonders auch die Ei- 
gentumswohnungen betroffen; ihr Anteil an allen geförderten 
Wohnungen betrug im Jahre 1966 4,8 v. H., 1967 2,9 v. H. 

Das in Zahlen faßbare Ergebnis des öffentlich geförderten sozia- 
len Wohnungsbaus gibt für sich allein allerdings im Jahre 1967 
kein zutreffendes Bild. Bei der Beurteilung der Zahlen ist zu 
berücksichtigen, daß im Jahre 1967 in steigendem Umfange 
Sozialwohnungen mit Hilfe von Annuitätsdarlehen, Zinszu- 
schüssen, zinsverbilligten Darlehen usw. zwar aus staatlichen 
Mitteln, aber ausdrücklich außerhalb des — traditionellen - — 
mit öffentlichen Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbaus 
gefördert worden sind (vgl. § 88 II. WoBauG). Sie sind mit 
Sicherheit in beträchtlichem Maße den Eigentumsmaßnahmen 
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zuzurechnen, wenn auch die Aufteilung nach Miet- und Eigen- 
tümerwohnungen für diesen Bereich statistisch noch nicht erfaßt 
ist. Der Anteil der Eigentumsmaßnahmen im sozialen Woh- 
nungsbau insgesamt dürfte etwa gleich hoch geblieben sein. 

Die Entwicklung des Verhältnisses der Eigentümerwohnungen 
zu den Mietwohnungen im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau der Länder für die letzten drei Jahre enthält die an- 
liegende Übersicht 1. 


2. Wie hoch waren die Zahlen der unerledigten Anträge auf Förde- 
rung von Familienheimen und Eigentumswohnungen einschließ- 
lich Kaufeigenheimen und Kaufeigentumswohnungen in den 
einzelnen Ländern zum 30. Juni 1966 und zum 30. Juni 1967, 
wie wurden diese Zahlen im Sinne vom § 30 Abs. 1 des II. Woh- 
nungsbaugesetzes bei der Mittelverteilung ausgewertet und 
haben sie die Mittelverteilung so beeinflußt, daß „in erster 
Linie" auch die unerledigten Eigentumsanträge „berücksichtigt 
werden"? 


Die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung von Familien- 
heimen und Eigentumswohnungen zum 30. Juni 1966 und 30. 
Juni 1967 ergeben die beiden Zusammenstellungen in anliegen- 
der Übersicht II. 

Wie aus den beiden Zusammenstellungen ersichtlich, ist der 
Stau an unerledigten Anträgen im Jahre 1967 nicht unwesent- 
lich zurückgegangen. Das liegt nicht allein an den tatsächlich 
für Eigenheime und Eigentumswohnungen in der Zeit vom 
1. Juli 1966 bis 30. Juni 1967 ausgesprochenen Bewilligungen 
öffentlicher Mittel. In einer Reihe von Fällen werden die An- 
tragsteller auf die Möglichkeit der Inanspruchnahme staatlicher 
Mittel außerhalb des öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
baus ausgewichen sein, wozu auf die diesbezüglichen Ausfüh- 
rungen zu Frage 1 verwiesen wird. Weiterhin ist die Zahl der 
1967 neu zugegangenen Förderungsanträge geringer als in den 
Vorjahren gewesen, weil die Wirtschaftslage im Berichtszeit- 
raum nicht wenige Bauwillige veranlaßt haben dürfte, ihre 
Baumaßnahmen zurückzustellen und von der Vorlage eines 
Förderungsantrages abzusehen. 

Zu den Fragen, wie die Zahlen der unerledigten Anträge bei 
der Verteilung der Mittel im Sinne von § 30 des II. Wohnungs- 
baugesetzes ausgewertet worden sind und ob sie die Mittelver- 
teilung so beeinflußt haben, daß „in erster Linie" auch die un- 
erledigten Eigentumsanträge berücksichtigt wurden, sei ein Hin- 
weis vorab gestattet: Das Finanzänderungsgesetz, durch das der 
§ 30 des II. Wohnungsbaugesetzes die in der Anfrage wieder- 
gegebene Fassung erhielt, ist am 23. Dezember 1967 veröffent- 
licht worden und am 1. Januar 1968 in Kraft getreten. Der Bund 
hat dagegen seine Mittel für das Jahresprogramm 1968 bereits 
am 16. Oktober 1967 verteilt. Im übrigen haben die für das 
Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen Herren Mi- 
nister (Senatoren) der Länder hierzu wie folgt Stellung genom- 
men: 
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L Baden-Württemberg 

Das Land bestätigt, die Wohnungsbauförderungsmittel unter 
Beachtung des § 30 des II. WoBauG so eingesetzt zu haben, 
daß in erster Linie auch die unerledigten Anträge auf Förde- 
rung von Eigentumsmaßnahmen berücksichtigt werden 
könnten bzw. können. 

Auf Grund des vorliegenden Bedarfs wurden im Sofortbau- 
programm 1967 von den 12 300 öffentlich zu fördernden 
Wohnungen 7100 Wohnungen (== 58 v. H.) in Familienhei- 
men und Eigentumswohnungen gefördert. Hierdurch konnte 
die Zahl der unerledigten Anträge erheblich gesenkt werden. 
Das für 1968 vorgesehene Planungsprogramm sieht bei ins- 
gesamt 15 458 mit öffentlichen Mitteln zu fördernden Woh- 
nungen 8300 Wohnungen (= 53 v. H.) in Familienheimen 
und Eigentumswohnungen vor. Dabei wurde bestimmt, daß 
in erster Linie Anträge kinderreicher Familien zu berück- 
sichtigen sind. 

2. Bayern 

In dem für die Mittelverteilung maßgebenden Landesschlüs- 
sel sind wie bisher die zum Stichtag des 30. Juni 1966 und 
1967 festgestellten unerledigten Anträge für eigentumsbil- 
dende Maßnahmen besonders berücksichtigt. 

Mit dieser zusätzlichen Wertung und der damit verbunde- 
nen größeren Mittelzuteilung war es den Bewilligungsstellen 
möglich, in erster Linie alle vordringlichen unerledigten 
Eigentumsmaßnahmen zu fördern. 

Wegen der knappen Mittel konnten allerdings in der Regel 
nur solche Bauvorhaben gefördert werden, bei denen eine 
wohnungspolitische Dringlichkeit nachgewiesen wurde. Die 
Bemühungen um eine bevorzugte Eigentumsförderung kom- 
men im übrigen auch in dem hohen Anteil dieser Maßnah- 
men im Gesamtvolumen der Wohnungsbauförderung zum 
Ausdruck. Dieser betrug 1966 43 v. H. und 1967 36 v. H. 

3. Berlin 

Die zum Stichtag vorliegenden noch unerledigten Anträge 
sind in der Zwischenzeit — soweit die Voraussetzungen er- 
füllt waren — bedient worden, weil für alle Anträge Mittel 
zur Verfügung standen. 

4. Bremen 

Die zum Stichtag vorliegenden unerledigten Anträge sind 
bei dem jetzt zur Bewilligung freigegebenen neuen Woh- 
nungsbauprogramm 1968/69 berücksichtigt worden. Das Land 
weist dabei darauf hin, daß Förderungsanträge für Kauf- 
eigenheime und Kaufeigentumswohnungen hierbei nicht be- 
rücksichtigt sind, da hier in Ermangelung von Verträgen 
noch keine „festen Bewerber vorhanden sind. 
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5. Hamburg 

Bewilligungsreife Objekte werden jeweils unverzüglich ge- 
fördert. Aus diesem Grunde sind geprüfte, aber wegen feh- 
lender öffentlicher Mittel noch nicht finanzierbare Bauvor- 
haben nicht zu verzeichnen. 

6. Hessen 

Im Lande werden die Mittel des dezentralen Programms 
nach einem Schlüssel auf die Stadt- und Landkreise verteilt, 
der auch auf der Zahl der unerledigten Anträge basiert. Die 
Stadt- und Landkreise berücksichtigen in erster Linie die 
vorliegenden unerledigten Anträge. So konnten in einer 
Reihe von Kreisen alle Anträge erledigt werden. Das trifft 
in erster Linie für das Zonenrandgebiet zu, in dem im übri- 
gen innerhalb einer 20 km-Zone Sondermittel bereitgestellt 
wurden. 

7. Niedersachsen 

Das Wohnungsbauprogramm 1968 sieht neben der Förde- 
rung von Altenwohnungen und Heimplätzen und dem SBZ- 
Programm die Förderung von 1000 Familienheimen für kin- 
derreiche Familien vor. 

Die für Mietwohnungen vorgesehenen Aufwendungszu- 
schüsse des Landes im Wohnungsbauprogramm 1968 muß- 
ten zur Komplettierung der Bundesmittel im Zweiten Inve- 
stitionsprogramm vorgezogen werden. 

Im Zweijahresprogramm 1966/67 sind — Eigentumsmaßnah- 
men im SBZ-Wohnungsbau nicht gerechnet — dennoch rund 
4200 Familienheime öffentlich gefördert worden. 

8. Nordrhein-Westfalen 

Im Rahmen des Gesamtprogramms von 200 000 Wohnungen 
für die Jahre 1967 bis 1970 ist die Förderung von mindestens 
40 000 Hauptwohnungen in Familienheimen oder Eigentums- 
wohnungen vorgesehen. Mit Rücksicht auf die Vielzahl der 
Anträge auf Förderung von Familienheimen und Eigentums- 
wohnungen für kinderreiche Familien sind die Mittel, die im 
Rahmen des Gesamtprogramms für die Förderung von Ei- 
gentumsmaßnahmen bisher zur Verfügung standen, so auf 
die Bewilligungsbehörden aufgeteilt worden, daß zunächst 
auf alle Fälle den vorliegenden unerledigten Anträgen auf 
Förderung von Eigentumsmaßnahmen für kinderreiche Fa- 
milien entsprochen werden konnte. Die Mittel sind mit der 
Zweckbindung zur Förderung von Eigentumsmaßnahmen für 
kinderreiche Familien bereitgestellt worden. Es darf ange- 
nommen werden, daß die am 30. Juni 1967 vorliegenden 
unerledigten Anträge kinderreicher Familien und die inzwi- 
schen neu hinzugekommenen Anträge dieses Personenkrei- 
ses durch die mit dem 30. Juni 1967 bereitgestellten bzw. im 
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September 1968 noch bereitzustellenden Mittel für insgesamt 
10 300 Hauptwohnungen in Famiiienheimen oder Eigentums- 
wohnungen gedeckt werden können. 

9. Rheinland-Pfalz 

In der Zeit vom 1. Juli 1967 bis 30. April 1968 sind ca. 2900 
Wohnungen in Familienwohnungen und Eigentumswohnun- 
gen gefördert worden. In der Zeit vom 30. Juni 1966 bis 
Mitte Juni d. J. sind insgesamt über 10 Millionen DM Lan- 
desmittel dem Zweck der Eigentumsförderung zugeführt 
worden, wozu Sondermittel, wie z. B. für drei Demonstra- 
tivbauvorhaben hinzukommen. 

10. Saarland 

Die zum Stichtag vorliegenden unerledigten Anträge konn- 
ten im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel 1966 
wie 1967 weitgehend befriedigt werden. Bauvorhaben für 
kinderreiche Familien konnten mit Vorrang zur Bewilligung 
gebracht werden. Im Jahre 1966 entfielen 92 v. H. und im 
Jahre 1967 89 v. H. der öffentlichen Mittel auf die Förde- 
rung von Eigentumsmaßnahmen. 

11. Schleswig-Holstein 

Die zum Stichtag des 30. Juni 1966 festgelegten unerledig- 
ten Anträge konnten zwischenzeitlich größtenteils abgebaut 
werden; die zum Stichtag des 30. Juni 1967 bekannten drin- 
genden Anträge sind in die mittelfristige Bau- und Finanz- 
planung des Landes einbezogen worden. Um auch weniger 
dringlichen Fällen entsprechen zu können, soll noch in die- 
sem Jahr eine Sondermaßnahme für rund 1000 Eigenheime 
aufgelegt werden. Der Anteil der Eigentumsmaßnahmen am 
Förderungsergebnis 1967 betrug rund 36 v. H. des Landes- 
wohnungsbauprogramms. 


3 . Wie hoch sind in den einzelnen Ländern im Durchschnitt im 
Jahre 1967 die öffentlichen Baudarlehen und die mit öffentlichen 
Mitteln verbilligten Darlehen zum Bau von Familienheimen und 
zum Bau von Mietwohnungen tatsächlich bewilligt worden? 

Die Durchschnittssätze der im Jahre 1967 bewilligten öffentli- 
chen Förderungsbeträge zum Bau von Familienheimen und von 
Wohnungen in Mehrfamilienheimen sind aus der Statistik der 
Bewilligungsbescheide (Bewilligungsstatistik) ermittelt und in 
der anliegenden Übersicht III wiedergegeben worden. Die An- 
gaben beziehen sich auf Wohnungen, für die Kapitalhilfen (öf- 
fentliche Baudarlehen) und objektbezogene Beihilfen (in der 
Regel Zinszuschüsse) gleichzeitig bewilligt wurden. Diese För- 
derungsart (Mischsubvention) war auch im Jahre 1967 vorherr- 
schend; lediglich in Nordrhein-Westfalen und in Bremen er- 
langte daneben die Förderung allein durch objektbezogene Bei- 
hilfen größere Bedeutung. 
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4 . Mit welchen Auflagen (§ 19 Abs. 3 des 11. WoBauG) wird der 
Bundesminister für Wohnungswesen und Städtebau die Vertei- 
lung der Bundesmittel verbinden, um zwingenden Vorschriften 
des § 26 des II. WoBauG über den Einsatz der öffentlichen Mit- 
tel und den Willen der förderungsberechtigten Antragsteller mit 
förderungsfähigen Anträgen Geltung zu verschaffen? 

Die öffentlichen Mittel des sozialen Wohnungsbaues für das 
Jahr 1968 sind nach den in den früheren Jahren erlassenen Ein- 
satzrichtlinien verteilt worden. Das Finanzänderungsgesetz 1967 
mit den darin enthaltenen Änderungen des II. Wohnungsbau- 
gesetzes war, wie ausgeführt, im Zeitpunkt der Verteilung noch 
nicht verabschiedet. 

Die Einsatzrichtlinien werden z. Z. neu gefaßt. Es ist vorgese- 
hen, sie mit der Verteilung der Bundesmittel für 1969 neu be- 
kanntzumachen. Daraus werden den Ländern die im Gesetz 
vorgesehenen Auflagen hinsichtlich der Verwendung und des 
Einsatzes der öffentlichen Mittel gemacht werden. 

5. Sind Fälle bekannt, wonach der Bau von Eigenheimen für kin- 
derreiche Familien angesichts der gestiegenen Baukosten und 
der gesunkenen bzw. stagnierenden Darlehens-Förderungssätze 
nicht mehr möglich ist, und was gedenkt die Bundesregierung in 
diesen Fällen zu tun? 

Die heutige Höhe der Bau- und Bodenkosten macht die Finan- 
zierung und den Bau von Sozialwohnungen zu tragbaren Mie- 
ten/Lasten, insbesondere aber angemessen großer Wohnungen 
für kinderreiche Familien schwierig. Es ist deshalb eine Sorge 
der Bundesregierung — wie der Länder — , diese Kosten, die 
im vergangenen Jahr eine leichte Senkung erfahren haben, 
durch verstärkte Rationalisierung und Industrialisierung des 
Bauvorganges und andere Maßnahmen zu senken. Die hiermit 
zusammenhängenden Fragen werden von einem beim Bundes- 
ministerium für Wohnungswesen und Städtebau gebildeten 
Sachverständigengremium z. Z. untersucht. 

Um die Kosten der Finanzierung speziell im Wohnungsbau für 
kinderreiche Familien herabzumindern, sind vom Bunde, wie 
ich bereits in der Fragestunde des Bundestages in der 158. Sit- 
zung auf die Anfrage des Herrn Geldner (MdB) erklärte, zins- 
günstige Darlehensmittel im Rahmen einer Aktion „Große Fa- 
milie" — neben der ebenfalls weiter laufenden sogenannten 
Patenschaftsaktion des Herrn Bundespräsidenten — bereitge- 
stellt worden. Diese Bundesmittel kommen als zusätzliche öf- 
fentliche Darlehen beim Bau von Familienheimen für Kinder- 
reiche zum Einsatz. 

Zu der Frage, ob Fälle bekannt seien, wonach der Bau von Ei- 
genheimen für kinderreiche Familien angesichts der gestiege- 
nen Baukosten und der gesunkenen bzw. stagnierenden Dar- 
lehens-Förderungssätze nicht mehr möglich sei, haben die für 
das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen Flerren 
Minister (Senatoren) der Länder ebenfalls Stellung genommen, 
Ihre Berichte ergeben folgendes: 
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1. Baden-Württemberg 

In einzelnen Fällen haben Anträge Kinderreicher auf Förde- 
rung eines Familienheimes nicht berücksichtigt werden kön- 
nen, insbesondere deswegen, weil das vorhandene Eigen- 
kapital völlig unzureichend war und deshalb die zu erwar- 
tende Belastung aus der Finanzierung des Eigenheimes weit 
über die Belastungsgrenze hinausging. Das Land bemerkt 
hierzu, daß die Baukosten im vergangenen Jahr nicht gestie- 
gen und die Darlehensförderungssätze nicht gekürzt worden 
seien, so daß die Finanzierung von Eigenheimen nicht er- 
schwert worden sei; es fügt weiter hinzu, daß in einigen 
Fällen derartigen Antragstellern der Kauf eines Altwoh- 
nungsgebäudes mit Hilfe eines zinsgünstigen (staatlichen) 
Darlehens ermöglicht worden sei. 

2. Bayern 

Die Frage wird verneint. 

Der Anteil der geförderten Eigenheime für Kinderreiche im 
Rahmen der insgesamt geförderten Familienheime war sehr 
groß. Er betrug: 1966 mit 2522 Eigenheimen 54,5 v. H. 

1967 mit 2079 Eigenheimen 57,4 v. H. 


3. Berlin 

Die Frage wird verneint. 

4. Bremen 

Die Frage wird verneint. 

Das Land fügt hinzu, daß in den letzten Jahren in größerem 
Umfang Eigenheimvorhaben für kinderreiche Familien ge- 
fördert wurden, wobei die notwendige Eigenleistung nur aus 
einem Familienzusatzdarlehen bestanden hat. 

5. Hamburg 

Die Frage wird verneint. 

6. Hessen 

Die Frage wird verneint. 

7. Niedersachsen 

Die Frage wird verneint. 

8. Nordrhein-Westialen 
Die Frage wird verneint. 

9. Rheinland-Pfalz 

Die Frage wird verneint. 

10. Saarland 

Die Frage wird verneint. 
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IL Schleswig-Holstein 

Die Frage wird verneint mit dem Hinweis, daß Finanzie- 
rungsschwierigkeiten dann auftreten, wenn bei Wohnungs- 
größe und -ausstattung nicht vertretbare Wünsche vom Bau- 
herrn geäußert wurden. 

Hiernach konnten Bauvorhaben zugunsten kinderreicher Fami- 
lien in allen Ländern durchgeführt werden. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß es auch künftig bei 
sinnvoller Beschränkung der anfallenden Bau- und Bodenkosten 
und Ausschöpfung aller vorhandenen Finanzierungsmöglich- 
keiten in der Regel gelingen wird, wohnraummäßig noch nicht 
versorgten kinderreichen Familien, die eine ihren Bedürfnissen 
entsprechende Wohnung anstreben und das Ihre hierzu tun, mit 
Wohnraum zu versorgen. Wie die Statistik für die unerledigten 
Anträge ausweist, sind von den Ländern im Jahre 1967 ver- 
stärkt Familienheime für kinderreiche Familien errichtet wor- 
den. Von den in der Zeit vom Juli 1966 bis Juni 1967 mit öffent- 
lichen Mitteln geförderten Famiiienheimen (Übersicht II: 37 847 
Einheiten) waren 15 194 = 40,1 v. H. für kinderreiche Familien 
bestimmt. Der Anteil der Anträge konnte damit Mitte 1967 
niedriger gehalten werden als im gleichen Zeitpunkt des Jah- 
res 1966. Es kann sicher damit gerechnet werden, daß sich die 
Länder auch künftig des Wohnungsbaus zugunsten kinder- 
reicher Familien bevorzugt annehmen werden. 


In Vertretung 

Dr. Schornstein 
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Übersicht I 

Das Verhältnis von Eigentümerwohnungen in Ein-, Zwei- und 
Mehrfamilienhäusern (einschließlich W ohnungseigentum) zu 
Mietwohnungen im öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
bau*) der einzelnen Bundesländer 

in V. H. 

Eigentümerwohnungen (einschließlich Wohnungseigentum) 



1 

Insgesamt 


davon in 

Familienheimen Mehrfamilienhäusern 

(einschließlich sonstige (in der Hauptsache 

Einfamilienhäuser) Wohnungseigentum) 

Mietwohnungen 

i ü 

! ro 

' S“ 

ro 

•-< 


i 1965 

j 1966 

1967 

1965 

1966 

1967 

1965 

1966 

1967 

1965 

1966 

1967 

! ro 

p 

1 S 

Baden- Württemberg 

30,7 

33,0 

32,9 

27,7 

28,3 

31,4 

3,0 

4,7 

1,5 

69,3 

67,0 

67,1 

ro 

V) 

P 

tQ 

Bayern 

39,1 

40,8 

39,7 

29,0 

27,6 

27,1 

10,1 

13,2 

12,6 

60,9 

59,2 

60,3 

1 

Berlin (West) 

13,7 

10,7 

8,9 

5,5 

4,1 

4,0 

8,2 

6,6 

4,9 

86,3 

89,3 

91,1 

p 

s 

Bremen 

32,2 

15,2 

14,3 

26,0 

13,8 

10,7 

6,2 

1,4 

3,6 

67,8 

84,8 

85,7 

Hamburg 

16,3 

17,5 

10,0 

13,7 

14,8 

6,4 

2,6 

2,7 

3,6 

83,7 

82,5 

90,0 


Hessen 

28,9 

32,0 

27,3 

28,5 

30,6 

27,0 

0,4 

1,4 

0,3 

71,1 

68,0 

72,7 

i s 

1 ^ 
i ^ 

Nordrhein-Westfalen 

27,9 

28,5 

17,8 

26,0 

23,9 

16,2 

1,9 

4,6 

1.6 

72,1 

71,5 

82,2 


Niedersachsen 

40,1 

38,4 

35,5 

38,2 

37,4 

34,0 

1,9 

1.0 

1,5 

59,9 

61,6 

64,5 


Rheinland-Pfalz 

47,9 

52,5 

43,0 

47,3 

51,9 

42,7 

0,6 

0,6 

0,3 

52,1 

47,5 

57,0 


Saarland 

77,6 

89,5 

95,2 

77,1 

83,8 

95,2 

0,5 

5,7 

— 

22,4 

10,5 

4,8 


Schleswig-Holstein 

36,0 

28,5 

28,9 

35,1 

27,4 

25,9 

0,9 

1,1 

3,0 

64,0 

71,5 

71,1 

o 

d 

Insgesamt 

30,8 

29,2 

23,6 

27,4 

24,4 

20,4 

3,4 

4,8 

2,9 

69,2 

70,8 

l 

76,4 

j 

(t 

*) auf Grund der Bewilligungsbescheide (Bewilligungsstatistik) 










j 
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Übersicht II 

Unerledigte Anträge auf Förderung von Familienheimen und 
Eigentumswohnungen 


a) Familienheimen (Eigenheimen, Kaufeigenheimen und Klein- 
siedlungen) 


Land 

Unerledigte 
Anträge 
Mitte 1966 

Unerledigte 
Anträge 
Mitte 1967 

Tatsächliche 
Bewilligungen 
Juli 1966 

bis Juni 1967 



Gebäude 


1 

2 

2 

4 

Baden- Württemberg 

8 134 

4 966 

4 230 

Bayern 

8 732 

6 223 

3 795 

Berlin (West) 

764 

728 

771 

Bremen 

288 

706 

469 

Hamburg 

542 

5 229 

1 382 

Hessen 

7 302 

5 752 

3 801 

Nordrhein-Westfalen 

38 286 

34 108 

1 1 926 

Niedersachsen 

34 571 

23 428 

5 018 

Rheinland-Pfalz 

3 958 

3 178 

2 084 

Saarland 

2 697 

1 251 

1 363 

Schleswig-Holstein 

6 625 

5 031 

3 008 

Bundesgebiet einschließ- 
lich Berlin (West) 

1 1 1 899 

85 600 

37 847 

b) Eigentumswohnungen 

(eigengenutzen Eigentumswohnungen 

und Kaufeigentumswohnungen) 



Land 

Unerledigte 
Anträge 
Mitte 1966 

Unerledigte 
Anträge 
Mitte 1967 

Tatsächliche 
Bewilligungen 
Juli 1966 

bis Juni 1967 



Anzahl 


1 

2 

3 

4 

Baden- Württemberg 

528 

395 

379 

Bayern 

4 345 

2 093 

2 222 

Berlin (West) 

947 

1 125 

1 447 

Bremen 

128 

207 

54 

Hamburg 

345 

160 

395 

Hessen 

61 

28 

122 

Nordrhein- Westfalen 

4 199 

3 105 

1 767 

Niedersachsen 

— 

507 

93 

Rheinland-Pfalz 

148 

135 

9 

Saarland 

190 

21 

89 

Schleswig-Holstein 

— 

918 

114 

Bundesgebiet einschließ- 
lich Berlin (West) 

10 891 

i 

8 694 

6 691 


10 



Übersicht III 


Durchschnittliche öffentliche Förderungsbeträge im öffentlich 
geförderten sozialen Wohnungsbau 1967 — Förderung durch 
Kapitalhilfen und objektbezogene Beihilfen gemischt — 

DM je Wohnung 


Wohnungen in Mehrfamilienhäusern 


Wohnungen in Ein-, Zwei-Familienhäusern 
(ohne zweite Wohnung) 



öffentliche 
Baudarlehen ’) 

Subventionierte 

Hypotheken 

Objektbezogene 
jährliche Beihilfe 

öffentliche 
Baudarlehen ') 

Subventionierte 

Hypotheken 

Objektbezogene 
jährliche Beihilfe 

Baden- Württemberg 

16 768 

4 652 

309 

18 172 

5 342 

361 

Bayern i 

16 902 

(6 816) 

426 

23 379 

(10 944) 

684 

Berlin (West) 

30 942 

(4 656) 

291 

33 253 

(7 680) 

480 

Bremen 

4 261 

1 204 

812 

6 373 

(35 424) 

2 214 

Hamburg 

20 048 

(7 872) 

492 

35 240 

(12 160) 

760 

Hessen 

20 674 

9 229 

632 

17 479 

9 041 

600 

Nordrhein-Westfalen 

9 854 

' 9 854 

792 

16 943 

15 104 

944 

Niedersachsen 

10 697 

i 1 955 

889 

24 002 

(16 960) 

1 060 

Rheinlcind-Pfalz 

16 124 

I 5 900 

362 

22 977 

6 362 

355 

Saarland 

7 681 

3 931 

238 

14 156 

8 556 

469 

SchlesY;^ig-Holstein 

15 734 

! (5 184) 

i 

324 

23 973 

(7 776) 

486 

Insgesamt i 

16 461 

! 1 773 

597 

20 150 

2 818 

691 


einschließlich der Familienzusatzdaiiehen und — in beschränktem Umfange — zusätzlich gewahrter Gemeindemittel 

Soweit die in mehreren Ländern ausgewiesenen staatlichen Beihilfen nicht auf bestimmte — zu verbilligende — Kapitalbeträge bezogen sind, sondern zum Teil 
zur Abdeckung der laufenden Aufwendungen schlechthin vergeben werden, enthält die Übersicht die hieraus behelfsweise errechneten Kapitalbeträge (Multipli- 
kator: 16). Sie sind in Klammern angegeben. j 

i 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drudcsadie V/3162 



